Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudcsadie 1292 


Antrag 

der Abgeordneten Harnischfeger, Dr. Hesberg, Mick, 
Sdieppmann, Wullenhaupt und Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

! 

A r 1 i k e 1 I ' 

Änderung des Bergarbeiterwohnungsbaugesetzes 

Das Gesetz zur Förderung des Bergarbeiterwoh- 
nungsbaiies im Kohlenbergbau in der Fassung der : 
Bekanntmachung vom 4. Mai 1957 {BundesgesetzbL 
I S. 418) wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird ein neuer Buchstabe c mit folgender . 

Fassung eingefügt: , 

„c) ehemalige sozialversicherte Arbeitneh- i 
mer des Kohlenbergbaues, die in der j 
Zeit vom 1. Januar 1960 (Inkrafttreten | 
des Gesetzes) bis zum 31. Dezember 1961 : 
im Zusammenhang mit einer Maßnahme i 
eines Kohlenbergbauuntemehmens zur ! 
Anpassung seiner Steinkohlenförderung i 
an die veränderte Lage auf dem Energie- ; 
markt ohne ihr Verschulden gegen ihren , 
Willen aus ider Beschäftigung dm Kohlen- 
bergbau ausgeschiaden sind oder das Ar- 
beitsverhältniis dm Einverständnis mit 
dem Kohlenbergbauunternehmen be- 
endigt haben; das Kohlenbergbauunter- 
nehmen hat sein Einverständnis zu er- | 
klären, wenn dem Arbeitnehmer die ' 
Fortsetzung des Arb eits Verhältnisses j 
wegen Gefährdung seines Arbeitsplatzes 
nicht zuzumuten ist;" 


b) Der bisherige Buchstabe c wird Buchstabe d. 

2. Nach § 9a wird folgender § 9b eingefügt: 

„§ 9b 

Einsatz der Treuhandmittel zum Ersatz von 
Arbeitgeberdarlehen für Eigentumsbauten 

(1) Aus Mitteln des Treuhandvermögens kann 
einem nach § 4 Abs. 1 Buchstabe c Wohnungs- 
berechtigten, seiner Witwe oder einem Bauherrn 
zugunsten des Wohnungsberechtigten oder der 
Witwe ein Darlehen gewähr! weiden, um Mittel 
eines Kohlenbergbauunternehmens zu ersetzen, 
die zum Bau eines Eigenheimes, eines Kauf- 
eigenheimes, einer Kleinsiedlung oder einer 
Wohnung in der Rechtsform des Wohnungs- 
eigentums oder des eigentiimsähnlichen Dauer- 
wohnrechts gewährt worden sind. 

(2) Ist ein Darlehen eines Kohlenbergbau- 
unternehmens in den Fällen des Absatzes 1 
durch andere als Mittel des Treuhandvermögens 
ganz oder teilweise ersetzt worden, so können 
aus dem Treuhandvermögen Zuschüsse zur Dek- 
kung der für das Ersatzdarlehen zu entrichten- 
den Zinsen bis zur Höhe des Unterschiedsbe- 
trages gewährt werden, der sich aus der Verzin- 
sung des Ersatzdarlehens und der bisherigen 
Verzinsung der Mittel des Kohlenbergbauunter- 
nehmens ergibt. Die Zinszuschüsse können befri- 
stet gewährt werden." 

3. § 17 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Zu dem Treuhandvermögen gehören die Mittel, 
die der Bund der TreuhandHelle zur Verfügung 
stellt.“ 
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Artikel II 

Änderung des Gesetzes über 
Bergmannssiedlungen 

An § 3 Abs. 3 des Gesetzes über Bergmannssied- 
lungen vom 10. März 1930 (Reicbsgesetzbl. I S. 32), 
zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes zur Förderung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaues im Kohlenbergbau vom 4. Mai 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 416) wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Einem Wohnungsberechtigten steht ferner gleidi, 
wer aus der Beschäftigung im Kohlenb-ergbaiu in 
der Zeit vom 1. Januar 1960 (Inkrafttreten des 
Gesetzes) bis zum 31. Dezember 1961 im Zusam- 
menhang mit einer Maßnahme eines Kohlenberg- 
bauunternehmens zur Anpassung der Steinkoh- 
lenförderung an die veränderte Lage auf dem 
Energiemarkt ohne sein Verschulden gegen sei- 
nen Willen ausgeschieden ist oder das Arbeits- 


verhältnis im Einverständnis mit dem Kohlen- 
bergbauunternehmen beendigt hat; das Kohlen- 
bergbauuntemehmen hat sein Einverständnis zu 
erklären, wenn dem Arbeitnehmer die Fortset- 
zung des Arbeitsverhältnisses wegen Gefährdung 
seines Arbeitsplatzes nicht zuzumuten ist." 

Artikel III 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und ides § 13 Abis. 1 des Dritten überleitoings- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Betlin. Re chtsve-r Ordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten überleitungs- 
gesetzes. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 
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